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Else Noll & Alexander Noll Steuerberater 
Martinstr. 16, 68642 Bürstadt___________ 

  

 

 

 

 

 

 

 

        Bürstadt, November 2012 

 

nachfolgend möchten wir Sie mit den für Sie relevanten steuerlichen Änderungen der 

vergangenen Monate vertraut machen. 

 

Sie erhalten Informationen zu folgenden Themen: 

 

 Behandlung von Aufwendungen für Arbeitnehmer bei Betriebsveranstaltungen 

 Berufliche Veranlassung der doppelten Haushaltsführung 

 Beschränkter Abzug von Kinderbetreuungskosten verfassungsgemäß 

 Folgen fehlender Aufzeichnungen über Umwegfahrten im Fahrtenbuch 

 Geschenke an Geschäftsfreunde 

 Jahresabschluss 2011 muss bis zum 31.12.2012 veröffentlicht werden 

 Keine Verlängerung des Beginns der Festsetzungsfrist von vier Jahren bei Abgabe 

der Steuererklärung nach Ablauf dieser Frist 

 Termine Dezember 2012 
 

 

Mit freundlichen Grüßen 
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Behandlung von Aufwendungen für Arbeitnehmer bei 

Betriebsveranstaltungen 

Aufwendungen für im überwiegend betrieblichen Interesse des Arbeitgebers durchgeführte 
Betriebsveranstaltungen dürfen pro Arbeitnehmer nicht mehr als 110 € inklusive Umsatzsteuer 
betragen. Kosten für Aufwendungen teilnehmender Angehöriger der Arbeitnehmer sind diesen 

zuzurechnen. Außerdem dürfen maximal zwei Betriebsveranstaltungen pro Jahr durchgeführt 
werden. Wird die Freigrenze von 110 € überschritten, ist der Gesamtbetrag als Arbeitslohn zu 
versteuern. 

Der Arbeitgeber kann diesen Arbeitslohn pauschal versteuern. Dies gilt allerdings nur dann, wenn 

die Teilnahme an der Veranstaltung allen Arbeitnehmern offen stand. 

Der Bundesfinanzhof hat die Auffassung der Finanzverwaltung bestätigt, dass es nicht auf die Dauer 

der Veranstaltung ankommt. Die Veranstaltung kann sich also auch über zwei Tage (mit 
Übernachtung) hinziehen. 

Bei den am Ende eines Jahres üblichen Weihnachtsfeiern sollte noch Folgendes beachtet werden: 

 Geschenkpäckchen bis zu einem Wert von 40 € inklusive Umsatzsteuer, die anlässlich solcher 
Feiern übergeben werden, sind in die Berechnung der Freigrenze einzubeziehen. 

 Geschenke von mehr als 40 € inklusive Umsatzsteuer sind grundsätzlich steuerpflichtiger 
Arbeitslohn und deshalb nicht bei der Prüfung der Freigrenze zu berücksichtigen. Die gezahlten 

Beträge können dann aber vom Arbeitgeber mit 25 % pauschal versteuert werden. 

 Geldgeschenke, die kein zweckgebundenes Zehrgeld sind, unterliegen nicht der 
Pauschalierungsmöglichkeit und müssen voll versteuert werden. 

Berufliche Veranlassung der doppelten Haushaltsführung 

Eine doppelte Haushaltsführung ist gegeben, wenn der Arbeitnehmer außerhalb des Orts, in dem er 
einen eigenen Hausstand unterhält, beschäftigt ist und auch am Beschäftigungsort wohnt. Da die 
Lebensführung des Arbeitnehmers am Beschäftigungsort grundsätzlich steuerlich unerheblich ist, 
kann es für die Begründung einer doppelten Haushaltsführung nicht schädlich sein, dass er am 
Beschäftigungsort eine Wohngemeinschaft einrichtet. Dieses gilt selbst dann, wenn der 
Arbeitnehmer seine Mitbewohnerin und Kollegin finanziell unterstützt, indem er teilweise die auf sie 
entfallenden Anteile an den Kosten der Wohnung trägt. Die berufliche Veranlassung der doppelten 

Haushaltsführung entfällt erst, wenn sich auch der Mittelpunkt der Lebensinteressen des 
Arbeitnehmers an den Beschäftigungsort verlagert und die Wohnung dort zum Ort der eigentlichen 
Haushaltsführung wird. 

(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs) 

Beschränkter Abzug von Kinderbetreuungskosten 

verfassungsgemäß 

Die Beschränkung des Abzugs erwerbsbedingter Kinderbetreuungskosten auf zwei Drittel der 
Aufwendungen und einem Höchstbetrag von 4.000 € je Kind verstößt nicht gegen das Grundgesetz. 

Die für 2010 und 2011 geltende Regelung muss im Zusammenhang mit dem Freibetrag für 
Betreuungs-, Erziehungs- oder Ausbildungsbedarf (BEA-Freibetrag) gesehen werden. Danach ergibt 
sich ein höchstmöglicher Abzug von 6.640 EUR (Betreuungshöchstbetrag 4.000 € + BEA-Freibetrag 
je Elternteil und Kind 2 x 1.320 € = 2.640 €). Damit ist eine ausreichende steuerliche Entlastung 
gewährleistet. 

Kinderbetreuungskosten können ab 2012 nur noch als Sonderausgaben abgezogen werden. Auch 
hier sind die Aufwendungen nur mit zwei Drittel und einem Höchstbetrag von 4.000 € je Kind zu 

berücksichtigen. 

(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs) 
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Folgen fehlender Aufzeichnungen über Umwegfahrten im 
Fahrtenbuch 

Ob ein Fahrtenbuch ordnungsgemäß ist, richtet sich nach vielen Kriterien. Die Rechtsprechung 
verlangt nicht, dass vor Fahrtantritt die kürzeste Strecke ermittelt und dann auch befahren wird. 
Weichen die gefahrenen Kilometer allerdings mehr als 5 % von der kürzesten Strecke ab, handelt 
es sich um aufzuzeichnende Umwegfahrten. 

In einem Fahrtenbuch waren bei Fahrten zu ein und demselben Ziel unterschiedliche 
Entfernungsangaben mit bis zu 56 km Unterschied (zwischen 232 und 288 km, Abweichung über 

24 %) gemacht worden. Der Bundesfinanzhof hat deshalb keine Gründe für die Zulassung der 
Revision gesehen. Bei Abweichungen dieser Größenordnung ist in der Regel von fehlenden 
Aufzeichnungen von Privatfahrten auszugehen, was zu einem nicht ordnungsgemäßen Fahrtenbuch 
mit den bekannten Folgen führt. 

Hinweis: Aufzeichnungen in Fahrtenbüchern sollten zeitnah und lesbar erfolgen, damit keine 
Lücken entstehen, die zur Versagung der Anerkennung führen, selbst wenn das Fahrtenbuch 

überwiegend in Ordnung ist. 

Geschenke an Geschäftsfreunde 

Zum Jahresende ist es üblich, Geschenke an Geschäftsfreunde zu verteilen. Deshalb sind für den 
Abzug dieser Aufwendungen als Betriebsausgaben die nachfolgenden Punkte von großer 
Bedeutung: 

 Geschenke an Geschäftsfreunde sind nur bis zu einem Wert von 35 € netto ohne Umsatzsteuer 
pro Jahr und pro Empfänger abzugsfähig. 

 Nichtabziehbare Vorsteuer (z. B. bei Versicherungsvertretern, Ärzten) ist in die Ermittlung der 
Wertgrenze mit einzubeziehen. In diesen Fällen darf der Bruttobetrag (inklusive Umsatzsteuer) 
nicht mehr als 35 € betragen. 

 Es muss eine ordnungsgemäße Rechnung vorhanden sein, auf der der Name des Empfängers 

vermerkt ist. Bei Rechnungen mit vielen Positionen sollte eine gesonderte Geschenkeliste mit 
den Namen der Empfänger sowie der Art und der Betragshöhe des Geschenks gefertigt werden. 

 Schließlich müssen diese Aufwendungen auf ein besonderes Konto der Buchführung „Geschenke 
an Geschäftsfreunde“, getrennt von allen anderen Kosten, gebucht werden. 

Überschreitet die Wertgrenze sämtlicher Geschenke pro Person und pro Wirtschaftsjahr den Betrag 
von 35 € oder werden die formellen Voraussetzungen nicht beachtet, sind die Geschenke an diese 
Personen insgesamt nicht abzugsfähig. Außerdem unterliegt der nichtabzugsfähige Nettobetrag 

dann noch der Umsatzsteuer. 

Kranzspenden und Zugaben sind keine Geschenke und dürfen deshalb auch nicht auf das Konto 

„Geschenke an Geschäftsfreunde“ gebucht werden. In diesen Fällen sollte ein Konto „Kranzspenden 
und Zugaben“ eingerichtet werden. 

Hinweis: Unternehmer haben bei betrieblich veranlassten Sachzuwendungen und Geschenken die 
Möglichkeit, eine Pauschalsteuer von 30 % zu leisten. Um bei hohen Sachzuwendungen eine 
Besteuerung mit dem individuellen Steuersatz des Empfängers zu gewährleisten, ist die 

Pauschalierung ausgeschlossen, soweit die Aufwendungen je Empfänger und Wirtschaftsjahr oder je 
Einzelzuwendung 10.000 € übersteigen. Die Zuwendungen sind weiterhin aufzuzeichnen, auch um 
diese Grenze prüfen zu können. 

Als Folge der Pauschalversteuerung durch den Zuwendenden muss der Empfänger die Zuwendung 
nicht versteuern. In einem koordinierten Ländererlass hat die Finanzverwaltung zur Anwendung 
dieser Regelung Stellung genommen. Danach ist u. a. Folgendes zu beachten. 

 Grundsätzlich ist das Wahlrecht zur Anwendung der Pauschalierung der Einkommensteuer für 
alle innerhalb eines Wirtschaftsjahres gewährten Zuwendungen einheitlich auszuüben. Es ist 
jedoch zulässig, die Pauschalierung jeweils gesondert für Zuwendungen an Dritte (z. B. 

Geschäftsfreunde und deren Arbeitnehmer) und an eigene Arbeitnehmer anzuwenden. 

 Streuwerbeartikel (Sachzuwendungen bis 10 €) müssen nicht in die Bemessungsgrundlage der 
Pauschalierung einbezogen werden, werden also nicht besteuert. 
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  Bei der Prüfung, ob Aufwendungen für Geschenke an einen Nichtarbeitnehmer die Freigrenze 
von 35 € pro Wirtschaftsjahr übersteigen, ist die übernommene Steuer nicht mit einzubeziehen. 
Die Abziehbarkeit der Pauschalsteuer als Betriebsausgabe richtet sich danach, ob die 
Aufwendungen für die Zuwendung als Betriebsausgabe abziehbar sind. 

 Der Unternehmer muss den Zuwendungsempfänger darüber informieren, dass er die 
Pauschalierung anwendet. Eine besondere Form ist dafür nicht vorgeschrieben. 

Wegen der Kompliziertheit der Vorschrift sollte in Einzelfällen der Steuerberater gefragt werden. 

Jahresabschluss 2011 muss bis zum 31.12.2012 veröffentlicht 
werden 

Für Geschäftsjahre, die nach dem 31.12.2010 begonnen hatten, endet am 31.12.2012 die Frist zur 
Veröffentlichung des Jahresabschlusses z. B. einer GmbH oder einer GmbH & Co. KG. Bis zu diesem 

Stichtag müssen diese Unternehmen ihren Jahresabschluss 2011 beim elektronischen 
Bundesanzeiger einreichen. 

Kapitalgesellschaften müssen nach Inkrafttreten des Gesetzes über elektronische Handelsregister 
und Genossenschaftsregister sowie das Unternehmensregister (EHUG) mit Ordnungsgeldern 

rechnen, wenn sie ihre Jahresabschlüsse nicht einreichen. 

Das Bundesamt für Justiz wird die Kapitalgesellschaften und auch die GmbH & Co. KGs von Amts 
wegen auffordern, den Jahresabschluss für nach dem 31.12.2010 begonnene Geschäftsjahre 
innerhalb von sechs Wochen einzureichen und ein Ordnungsgeld androhen. Mit der Anforderung ist 
gleichzeitig eine Mahngebühr fällig, die auch nach verspäteter Einreichung nicht erlassen bzw. 
angerechnet wird. 

Das Ordnungsgeld beträgt bei erstmaligem Nichtnachkommen der Veröffentlichung mindestens 

2.500 €. Wenn nicht veröffentlicht wird, kann es mehrfach festgesetzt werden und bis zu 25.000 € 
betragen. 

Keine Verlängerung des Beginns der Festsetzungsfrist von vier 
Jahren bei Abgabe der Steuererklärung nach Ablauf dieser Frist 

Die allgemeine Frist zur Festsetzung einer Steuer beträgt vier Jahre. Sie beginnt mit Ablauf des 
Jahres, in dem der Steueranspruch entstanden ist. Muss eine Steuererklärung abgegeben werden, 
gilt eine Sonderregelung. Die Festsetzungsfrist beginnt dann mit Ablauf des Jahres, in dem die 
Steuererklärung eingereicht worden ist, spätestens aber drei Jahre nach Ablauf des Jahres, in dem 

die Steuer entstanden ist (sog. Anlaufhemmung). Nach Ablauf der Festsetzungsfrist erlischt der 
Steueranspruch durch Verjährung. 

Wird eine Steuererklärung erst nach Ablauf der allgemeinen vierjährigen Festsetzungsfrist 
abgegeben, ist keine Steuerveranlagung mehr durchzuführen. Der Steueranspruch ist ohne 
Berücksichtigung der Anlaufhemmung bereits nach Ablauf der allgemeinen Steuerfestsetzungsfrist 
erloschen. 

Unter Beachtung dieser Grundsätze wurde der Einkommensteuererstattungsanspruch für einen 
Arbeitnehmer durch den Bundesfinanzhof abgelehnt. Er hatte seine Einkommensteuererklärung für 

1998 erst im Jahr 2005 abgegeben. Durch die Beantragung eines Haushaltsfreibetrags hätte eine 
zur Einkommensteuererstattung führende Einkommensteuerveranlagung durchgeführt werden 
müssen. Dies lehnte das Finanzamt mit der Begründung ab, dass der Steueranspruch bereits 
verjährt sei. Die Auffassung ist durch den Bundesfinanzhof bestätigt worden, die Frist endete am 
31.12.2002 (vier Jahre nach Entstehung des Steueranspruchs). 
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Termine Dezember 2012 

Bitte beachten Sie die folgenden Termine, zu denen die Steuern fällig werden: 

Steuerart Fälligkeit Ende der Schonfrist bei Zahlung durch 

  Überweisung1 Scheck2 

Lohnsteuer, 
Kirchensteuer, 

Solidaritätszuschlag3 

10.12.2012 13.12.2012 7.12.2012 

Kapitalertragsteuer, 
Solidaritätszuschlag 

Ab dem 1.1.2005 ist die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende 
Solidaritätszuschlag zeitgleich mit einer Gewinnausschüttung an den Anteilseigner 
an das zuständige Finanzamt abzuführen. 

Einkommensteuer, 
Kirchensteuer, 

Solidaritätszuschlag 

10.12.2012 13.12.2012 7.12.2012 

Körperschaftsteuer, 

Solidaritätszuschlag 

10.12.2012 13.12.2012 7.12.2012 

Umsatzsteuer4 10.12.2012 13.12.2012 7.12.2012 

Sozialversicherung5 27.12.2012 entfällt entfällt 

 
1 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. 

des dem Anmeldungszeitraum folgenden Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. 
Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist der nächste Werktag der Stichtag. Bei 
einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge erhoben. Eine 
Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, dass die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am 
Tag der Fälligkeit erfolgt. 

2 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des 
Schecks beim Finanzamt als erfolgt gilt. Es sollte stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt 
werden. 

3 Für den abgelaufenen Monat. 
4 Für den abgelaufenen Monat; bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat. 
5 Die Fälligkeitsregelungen der Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich auf den drittletzten 

Bankarbeitstag des laufenden Monats vorgezogen worden. Um Säumniszuschläge zu vermeiden, 

empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitlicher 
Abgabetermin für die Beitragsnachweise. Diese müssen dann bis spätestens zwei Arbeitstage vor 
Fälligkeit (d. h. am 21.12.2012) an die jeweilige Einzugsstelle übermittelt werden. Wird die 
Lohnbuchführung durch extern Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa 
10 Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten übermittelt werden. Dies gilt 
insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt. 

 

 


